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1. Gegenstand der Vorlage: Tätigkeitsbericht der Bezirksbeauftragten für

Menschen mit Behinderung Steglitz-Zehlendorf

für den Zeitraum 01.07.2008 bis 30.06.2009

2. Berichterstatter: Bezirksstadtrat Norbert Schmidt

3. Die Bezirksverordnetenversammlung wird gebeten, den beiliegenden Tätigkeitsbericht der

Bezirksbehindertenbeauftragten zur Kenntnis zu nehmen.

Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 21.11.2007 beschlossen,

dass das Bezirksamt ersucht wird, den Bezirksbehindertenbeauftragten ausschließlich für

die Dauer der Legislaturperiode der Bezirksverordnetenversammlung zu berufen

(Beschluss-Nr. 320).

Das Bezirksamt hat im Anschluss daran die Stelle ausgeschrieben und besetzt. In der

Aufgabenbeschreibung der Bezirksbehindertenbeauftragten ist die jährliche

Berichterstattung für die BW enthalten. Dieser Berichtspflicht wird mit dem beigefügten

Tätigkeitsbericht nachgekommen.

Es wird gebeten, die Berichtspflicht für den genanntent Zeitraum als erledigt anzusehen.

\J\
Norbert Kopp

Bezirksbürgermeister

Norbert Schmidt

Bezirksstadtrat



Seite 1 von 7 

 

Tätigkeitsbericht der Bezirksbeauftragten für Menschen mit Behinderung 
Steglitz-Zehlendorf für den Zeitraum 01.07.2008 bis 30.06.2009 

 

1. Allgemeines 

Nachdem die Stelle der Bezirksbehindertenbeauftragten ca. ein Jahr unbesetzt war, 
habe ich das Amt am 01. Juli 2008 übernommen. 

Die vorhandenen kleinen Büroräume mussten zunächst für meine Bedürfnisse als 
Rollstuhlnutzerin hergerichtet werden. Gleichzeitig wurde nach geeigneten größeren 
Räumlichkeiten gesucht, in die ich im Januar 2009 umgezogen bin. Neben der damit 
verbundenen Aufgabenwahrnehmung war Anfangs vorrangig viel administrative 
Tätigkeit zu leisten. Dazu zählte u.a. der Aufbau, das Sammeln und Erarbeiten aller 
benötigten Informationen, Kontakte, Vernetzungen u.v.m.. 

Seit dem 14. Januar 2009 werde ich durch eine Mitarbeiterin im Büro unterstützt. 

 

2. Öffentlichkeitsarbeit 

Um die Neubesetzung des Amtes in der Öffentlichkeit bekannt zu machen und um 
mich vorzustellen, waren meine ersten Maßnahmen nach Amtsantritt u. a.: 

• Angebot einer öffentlichen Sprechstunde (Di. 10:00 bis 12:00 Uhr und n. V.); 

• Neugestaltung der Präsentation des Arbeitsgebietes der 
Bezirksbehindertenbeauftragten im Internetauftritt des Bezirksamtes; 

• Anbringung einer Infotafel im Rathaus; 

• Zuarbeit für den Bezirkswegweiser; 

• Erstellung von Presseartikeln und Interviews, um die Neubesetzung des Amtes 
bekannt zu machen (s. Anlage); 

 

2.1 Veranstaltungen, Aktionen 

In meiner Funktion als Bezirksbehindertenbeauftragte nahm ich an bezirklichen 
Veranstaltungen wie der Frauenmesse, dem Tag der Demokratie und dem 
Gesundheits- und Pflegetag mit einem Infostand teil. 

Ich habe von Einrichtungen im Bezirk zahlreiche Einladungen zu Veranstaltungen 
erhalten, die ich je nach Möglichkeit, in begrenztem Umfang, wahrgenommen habe. 
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Auf Einladung des Herrn MdB Benneter habe ich Schüler/innen der Biesalski-Schule 
beim Besuch des Deutschen Bundestages begleitet. 

Wie alle meine Kolleginnen und Kollegen in den anderen Bezirken bin ich in die vom 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung  initiierte Aktion "Berlin – 
barrierefrei" eingebunden. Betreiber von z. B.  Geschäften, Apotheken, Hotels und 
Arztpraxen können sich bei Vorliegen der Voraussetzungen um ein Signet bewerben, 
welches den Menschen mit Behinderung signalisiert, dass ihnen die Türen wirklich 
offen stehen. Die Bezirksbehindertenbeiräte sollen bei der Vergabe der Signets 
mitentscheiden.  

Nachdem seit der 1. Signetverleihung im Bezirk im Jahre 2005, die weitere 
Signetvergabe stagnierte, wurden im Dezember 2008 die bis dahin ausstehenden 
Signets an sieben Einrichtungen des Bezirks verliehen.                                                             
Damit sind im Bezirk bisher insgesamt 24 Signets verliehen worden. 

Um die Aktion im Bezirk weiterführen zu können, bin ich insbesondere auf die 
entsprechende Datenerhebung in unterschiedlichen Bereichen angewiesen, die 
insbesondere von MAE-Projektgruppen geleistet werden kann. Durch vertrauensvolle 
Kooperation mit dem Bezirksamt und mit dem JobCenter des Bezirks soll erreicht 
werden, dass die Datenerhebung und die Werbung für die Aktion „Berlin – barrierefrei“ 
kontinuierlich und in hoher Qualität fortgesetzt werden können. 

Da im Bezirk diverse Projektträger Maßnahmen für Behinderte Menschen anbieten, 
habe ich diese bisher 2x zu einem gemeinsamen Trägertreffen eingeladen. 

 

3. Öffentliche Sprechstunde, telefonische Beratung 

Die gleich nach Amtsantritt öffentlich bekannt gemachte, zu einem festen Zeitpunkt 
eingerichtete Sprechstunde wird wenig von Besucherinnen und Besuchern 
angenommen. Das Angebot eines persönlichen Gespräches nach vorheriger 
telefonischer Kontaktaufnahme, verbunden mit einer wegweisenden Beratung, wird 
hingegen sehr gut wahrgenommen. Des Weiteren kommt es häufig zu spontanen 
Besuchen außerhalb der Sprechzeit. 

Eine Zunahme ist beim Besuch von Architekten und Bauherren zu verzeichnen, die 
Beratung zur barrierefreien Gestaltung wünschen. 

 

4. Anfragen und Beratungswünsche über E-Mail 

Viele Bürgerinnen und Bürger nutzen zunehmend die Möglichkeit, ihr Anliegen bzw. 
ihre Fragen per E-Mail zu formulieren, so dass sich die persönlichen und telefonischen 
Beratungen um die elektronische Form erweitert haben. Dies ist insbesondere für das 
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mobilitätseingeschränkte Klientel positiv, da sie nicht auf das persönliche Erscheinen 
angewiesen sind. 

 

5. Mediation 

Ein weiterer Schwerpunkt meiner Tätigkeit ist die Beratung von Bürgerinnen und 
Bürgern, die Bescheide von Ämtern nicht nachvollziehen bzw. verstehen können (z. B. 
Versorgungsamt, Sozialamt, Jobcenter, Krankenkasse etc.). Hierbei fungiere ich in 
erster Linie als Mediatorin zwischen den Beteiligten. Das Einschalten meiner Stelle 
führte bisher in allen Fällen zu einer beidseitig einvernehmlichen Einigung. Somit 
wurden von vorne herein zum Scheitern verurteilte Widerspruchsanliegen und evtl. 
Gerichtsverfahren abgewendet. Das bedeutet für beide Seiten ein geringeres 
Arbeitsaufkommen, weniger Stress und letztendlich ein positives Bild über die Arbeit 
der öffentlichen Verwaltung. 

Werden mir jedoch Fälle von Benachteiligungen bzw. fehlerhaften Bescheiden 
bekannt, kläre ich die Bürgerinnen und Bürger über ihre Rechte auf, berate sie und 
wirke in Zusammenarbeit mit den beteiligten Stellen auf die Beseitigung der 
Benachteiligung hin. Häufig handelt es sich auch um Probleme die berlinweit durch 
den Landesbeauftragten zu klären sind. 

 

6. Zusammenarbeit mit den Abteilungen des Bezirksamtes und mit der BVV 

Zu Beginn habe ich mich bei Mitarbeitern der Abteilungen: Bauen, Stadtplanung und 
Naturschutz, Soziales und Sport, Jugend, Schule und Umwelt, der Abt. Wirtschaft, 
Gesundheit und Verkehr sowie der Abt. Bildung, Kultur und Bürgerdienste vorgestellt. 
Ebenso in den BVV-Ausschüssen Soziales/Sport und Gleichstellung/Integration und 
bei der Seniorenvertretung Steglitz-Zehlendorf. Sehr vielen Bürgeranfragen die mich 
erreichen, vermittle ich häufig an die zuständigen Stellen weiter, weshalb mir eine gute 
Zusammenarbeit mit den Abteilungen des Bezirksamtes und mit der BVV wichtig ist. 
Durch meine guten Kontakte zur Schwerbehindertenvertretung und anderen 
Mitarbeitern im Bezirksamt, konnten für die Bürgerinnen und Bürger häufig schnell 
Problemlösungen gefunden werden und auch einige Verbesserungen erreicht werden, 
wie z. B.: die Orientierung im Rathaus (Beschilderung des Eingangs für 
Rollstuhlnutzer sowie des Hofparkplatzes, Beschilderung zum WC für Rollstuhlnutzer 
im 1. OG, die Stufenmarkierung zum Ratskeller) sowie zur Beratungsstelle für 
Menschen mit Behinderung, Krebs- und Aidskranke des Gesundheitsamtes, die 
Stufenmarkierung für Stufen vom Verbindungsweg Arnold-Knobloch-
Ring/Stölpchenweg und die Bordsteinabsenkungen im Bereich Biesalski-Schule. . 

Es ist zur Regel geworden, dass das Bauamt Bauherren in Fragen der Herstellung von 
Barrierefreiheit an mich verweist. 
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BVV-Anfragen und -Anträge, die Belange von Menschen mit Behinderung betreffen, 
beantworte ich in Zuarbeit für das Bezirksamt. 

Im Zusammenhang mit Anträgen und Anfragen zu Themen aus dem Leben von 
Menschen mit Behinderung in der BVV möchte ich anregen, dass die 
Bezirksverordneten nach Möglichkeit vor solchen Aktivitäten den Kontakt mit mir 
suchen. Denn da das Landesgleichberechtigungsgesetz – anders als bei den anderen 
Beauftragten auf bezirklicher Ebene – die Wahl des/der Bezirksbeauftragten für 
Menschen mit Behinderung durch die BVV auf Vorschlag des BA vorsieht, ist dies 
nach meiner Auffassung auch so zu interpretieren, dass der/die Bezirksbeauftragte für 
Menschen mit Behinderung nicht ausschließlich als Organ der Verwaltung fungiert, 
sondern auch Ansprechpartner für die BVV-Mitglieder ist. 

 

7. Gremientätigkeit 

• Insbesondere bis Januar 2009 Organisation und Teilnahme an den Vorstands,-
Arbeitsgruppen- und Forumssitzungen des bezirklichen Beirats für Menschen 
mit Behinderungen, 

• nach Möglichkeit Teilnahme an Sitzungen der BVV-Ausschüsse, sofern 
Themen mit Bezug zu Menschen mit Behinderung behandelt wurden – dies gilt 
ebenso für die „Runden Tische“ in den Stadtteilzentren. 

• Teilnahme an den monatlichen Treffen der Bezirksbehindertenbeauftragten mit 
dem Landesbeauftragten für Behinderte; 

• Mitarbeit in der Arbeitsgruppen "Menschen mit Behinderung" bei der 
Senatsverwaltungen für Finanzen. Im Berichtszeitraum tagte diese AG nicht. 

Die monatlichen Treffen der Bezirksbehindertenbeauftragten mit dem 
Landesbeauftragten und die Sitzungen der Arbeitsgruppen bei den 
Senatsverwaltungen dienen der Vernetzung und ausführlichen Information und haben 
positive Effekte für die Arbeit im Bezirk. 

 

7.1 Zusammenarbeit mit dem Bezirksbehindertenbeirat 

Die Zusammenarbeit mit dem Bezirksbehindertenbeirat gestaltet sich derzeit noch 
nicht ganz reibungslos. Im Detail besteht noch Abstimmungsbedarf hinsichtlich der 
Form der Zusammenarbeit und jeweiligen Zuständigkeiten. 

Der Grundkonflikt liegt aus meiner Sicht in einem unterschiedlichen Verständnis über 
meine Rolle und über die Rolle des Beirates sowie über die Zusammenarbeit 
zwischen der Bezirksbehindertenbeauftragten und dem Beirat. 
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Bereits in den ersten Monaten stellte ich fest, dass der ehrenamtliche bezirkliche 
Behindertenbeirat eine aufwendige, nicht zielführende Organisationsstruktur mit vielen 
Unterarbeitsgruppen (Vorstand, Arbeitsgruppen, Forum) hat, die z. T. nicht mehr 
existieren. Die Arbeitsstruktur ist unübersichtlich und unklar. Der Beiratsvorstand hat 
eine sehr hohe und gem. dem LGBG unrealistische Erwartungshaltung an die mit der 
Tätigkeit der/des Bezirksbeauftragten für Menschen mit Behinderung für den Beirat 
wahrzunehmenden Aufgaben. Beispielsweise wird ein sehr hohes Maß an Arbeitszeit 
für Organisation, Motivation und Durchführung nach vom Beirat vorgegebenen 
Anweisungen und Vorstellungen eingefordert. Zugleich erfolgt jedoch - auch auf 
Anfrage - keine hinreichende Unterstützung durch den Beirat (z.B. Altenplan; 
Standortbenennung von Telefonstehlen der Telekom im Bezirk, die für Blinde eine 
Gefahr darstellen). Die Beiratsarbeit stellt nur einen Teil der Aufgaben der/des 
Bezirksbehinderten-beauftragten dar. Die Funktion ist nicht als Sachbearbeiterin und / 
oder Sekretärin des Beirates zu verstehen bzw. eingerichtet. 

Den Konflikt über die von mir erwartete Zuarbeit zum monatlichen „Barriere-Artikel“ 
des Beirates für die Stadtteilzeitung konnte ich im Dezember 2008 lösen, nachdem 
meine Anmerkungen zu einem vorgesehenen Artikel abgelehnt wurden, mit dem 
Hinweis darauf, dass seinerzeit vereinbart wurde, dass das Bezirksamt diese Artikel 
nicht genehmigen müsse. Seither werden diese Artikel monatlich -ohne Rücksprache- 
eigenständig, i.d.R. vom Vorstand des Beirats verfasst und an die Stadtteilzeitung 
übermittelt. 

Auch die -berlinweit nicht übliche- eigene Homepage des Beirates wird eigenständig 
vom Beirat gestaltet. Hierbei ist jedoch ein sensiblerer Umgang - z. B. mit persönlichen 
Daten und internen Informationen – wünschenswert bzw. erforderlich.  

Der Beirat muss nach meiner Ansicht verkleinert und umstrukturiert werden, in ihm 
sollten stimmberechtigt insbesondere berufene Vertreter von 
Behindertenorganisationen/-Vereinen aus dem Bezirk vertreten sein, denn sie wissen 
aus erster Hand, wo im Bezirk der Schuh drückt und sie haben für die Beiratsarbeit die 
Unterstützung ihrer Organisation.  

Es sollten möglichst alle Behinderungsarten gleichberechtigt vertreten sein. Die 
betroffenen Bürger sollten nur einen kleinen Teil der Beiratsmitglieder ausmachen, 
bzw. jedoch jederzeit als Gäste willkommen sein. 

Seit Ende letzten Jahres habe ich begonnen hierzu diverse Gespräche zu führen, mit 
dem Ziel, ein eigenständig arbeitendes Fachgremium zu erhalten, welches gemäß der 
gesetzlichen Grundlage nach dem Landesgleichberechtigungsgesetz das Bezirksamt 
und mich beratend unterstützt und Empfehlungen gibt. Meine Überlegungen zu einer 
neuen Geschäftsordnung für den Beirat, habe ich dem Beiratsvorstand zur Kenntnis 
gegeben (s. Anlage). Der Vorstand lehnt eine Diskussion darüber ab. 
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Bisher werden meine Vorschläge, die das Ziel verfolgen, eine Optimierung des 
Arbeitsprozesses zu erreichen, leider nicht angenommen. 

Unterstützend für die eigenständige ehrenamtliche Arbeit des Beirates, steht diesem 
bei Bedarf der Laptop des BBB-Büro mit Sprachausgabe zur Verfügung. Die 
Anschaffung erfolgte auf Wunsch des Beiratsvorstandes. 

 

Leider kann ich bezüglich der Wahrnehmung der administrativen Tätigkeiten im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit den Abteilungen des Bezirksamtes, der BVV, den 
verschiedenen Gremien und dem Bezirksbehindertenbeirat nicht unerwähnt lassen, 
dass ich bei Aufnahme meiner Tätigkeit im Büro außer ca. 500 ungelesener E-Mails, 
die durchzusehen und zu bearbeiten waren, auch  umfangreiche lose Papiere / 
Vorgänge, die ich zusätzlich zur täglich anfallenden Arbeit abzuarbeiten hatte, 
vorgefunden habe. Diese Aufarbeitung ist bis heute noch nicht abgeschlossen. Auch 
die vorgefundene sehr umfangreiche Ablage stellte sich als wenig hilfreich für die 
tägliche Arbeit heraus, da keine aktuellen bzw. wiederkehrenden Themen auffindbar 
waren. Der gesamte Datenbestand der Vorgängerin fehlte, so dass ich mir alle 
benötigten Informationen, Kontakte, Vernetzungen u.v.m. neu erarbeitet und 
aufgebaut habe. 

 

8. Kontakte zu lokalen Organisationen und Einrichtungen 

Auf Einladung stellte ich mich und meine Arbeit bei lokalen und regionalen 
Organisationen vor, so bei der Gruppe Zehlendorf des Allgemeinen Blinden- und 
Sehbehinderten-Vereins Berlin e. V., der Fürst Donnersmarck Stiftung, dem Hertha-
Müller Haus und Hans Rosenthal Haus, bei der Biesalski Schule, bei der 
Bürgerstiftung Steglitz-Zehlendorf e. V., dem JobCenter, beim Integrationsfachdienst, 
dem Seniorenforum der CDU und bei der Seniorenunion.  

Ich führte mit Schülern des Berufsbildungsbereiches der Johann-August Zeune Schule 
ein Informationsgespräch zu den Aufgaben der/ des Bezirks-behindertenbeauftragten 
durch. 

Bei allen diesen Veranstaltungen traf ich auf reges Interesse sowie auf die 
Bereitschaft zur engen Zusammenarbeit. 

 

9. Auswärtige Veranstaltungen 

An folgenden externen Veranstaltungen nationaler und regionaler Bedeutung nahm 
ich teil: 
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• an der Fachtagung 50 Jahre Spastikerhilfe Berlin, die Zukunft der 
Angehörigenselbsthilfe am 12. September 2008; 

• an der Reha-Messe für Menschen mit Behinderung in Düsseldorf, am 17. 
Oktober 2008; 

• am ersten „Berliner Tag der Barrierefreiheit“ (Ufa-Fabrik) am 15. November 
2008; 

• an der Fachtagung „10 Jahre LGBG“ des Landesbehindertenbeauftragten von 
Berlin, am 28.Mai 2009, mit einem eigenen Redebeitrag (s.Anlage), 
stellvertretend für die Bezirksbeauftragten.  

Die Teilnahme brachte neben neuen Kontakten auch einen großen Erkenntnisgewinn 
für die eigene Arbeit. 

 

10. Partnerschaftsbeziehungen des Bezirks 

Bei einem Besuch der Delegation der israelischen Partnerstadt Kiryat Bialik, im Juni 
2009 hatte ich Gelegenheit mit meiner dortigen „Amtskollegin“, Fr. Swirski, in einem 
Gespräch, Erfahrungen und Ideen auszutauschen.  

 

 

Beatrix Beese 

Beauftragte für Menschen mit Behinderung 

 

Anlagen: Bezirksübersicht der Bezirksbehindertenbeiräte; 

  Redebeitrag zum Fachtag 10 Jahre Landesgleichberechtigungsgesetz 

  Presseartikel 
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